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1. Leitsatz 
Für verselbständigte Einheiten, die Bundesaufgaben erfüllen, ist grundsätzlich die öffentlich-
rechtliche Organisationsform der selbständigen Anstalt vorzusehen. Die Rechtsform der privat-
rechtlichen Aktiengesellschaft ist nur vorzusehen für Einheiten: 

a. die mit der Mehrzahl ihrer Leistungen am (allenfalls regulierten) Markt auftreten; 
b. die die Voraussetzungen zur wirtschaftlichen Selbständigkeit erfüllen; 
c. die nicht hoheitlich handeln; und 
d. an denen sich Dritte beteiligen können sollen. 

Andere privatrechtliche Rechtsformen bzw. öffentlich-rechtliche Organisationsformen in weitge-
hender Anlehnung an das Privatrecht sind nur in begründeten Ausnahmefällen zu wählen. 

2. Leitsatz 
Verselbständigte Einheiten des Bundes verfügen über schlanke Strukturen und klare Kompe-
tenzregelungen zwischen den Organen. 

3. Leitsatz 
Die Organe verselbständigter Einheiten sind grundsätzlich voneinander personell unabhängig. 

4. Leitsatz 
Bei Anstalten wählt der Bundesrat den Verwaltungs- oder Institutsrat sowie die externe Revisi-
onsstelle. Die Geschäftsleitung von Anstalten besteht aus einer oder mehreren Personen. Der 
Verwaltungs- oder lnstitutsrat entscheidet über die Begründung, die Änderung und die Beendi-
gung der Arbeitsverhältnisse mit der Direktorin oder dem Direktor und – auf deren bzw. dessen 
Antrag – mit den übrigen Geschäftsleitungsmitgliedern. Die Begründung und die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses mit der Direktorin oder dem Direktor bedürfen der Genehmigung durch 
den Bundesrat. 

5. Leitsatz 
Der Bund erstellt ein Anforderungsprofil, das die für eine eigenständige sowie sach- und fach-
gerechte Willensbildung nötigen Voraussetzungen des Verwaltungs- oder Institutsrats definiert. 
Der Bundesrat übt sein Wahlrecht auf der Grundlage dieses Anforderungsprofils aus und sorgt 
unter Berücksichtigung der besonderen Interessen des Bundes als Eigner für eine angemesse-
ne Vertretung 

– der Geschlechter; und 
– der Sprachregionen der Schweiz. 
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6. Leitsatz  
Die Mitglieder des Verwaltungs- oder Institutsrats sowie der Geschäftsleitung wahren die Inte-
ressen der verselbständigten Einheit. Bei Interessenkonflikten tritt ein Mitglied in den Ausstand. 
Dauerhafte Interessenkonflikte schliessen eine Mitgliedschaft im Verwaltungs- oder Institutsrat 
sowie in der Geschäftsleitung aus. Der Verwaltungs- oder Institutsrat erlässt, in Ergänzung zu 
den bereits bestehenden Rechtsvorschriften, Verhaltensregeln zum Umgang mit Interessenbin-
dunqen und sorgt für geeignete Sensibilisierunqsmassnahmen. Er informiert über die getroffe-
nen Massnahmen im Rahmen des Geschäftsberichts. 

7. Leitsatz 
Mitglieder von Organen einer Anstalt können während der Amtsdauer aus wichtigen Gründen 
abberufen werden. 

8. Leitsatz 
Stellung, Prüfzuständigkeit und Adressaten der Berichterstattung der externen Revisionsstelle 
von Anstalten bestimmen sich sinngemäss nach Aktienrecht. 

9. Leitsatz 
Der Bund soll mit instruierbaren Vertreterinnen und Vertretern nur noch in Verwaltungs- oder 
Institutsräten verselbständigter Einheiten Einsitz nehmen, wenn sich seine Interessen ohne 
diese Vertretung nicht im erforderlichen Mass wahrnehmen lassen oder wenn das Anforde-
rungsprofil des Verwaltungs- oder Institutsrats dies nahelegt. 

10. Leitsatz 
Verselbständigte Einheiten, die ihre Tätigkeiten im Wesentlichen am Markt und im Rahmen des 
Privatrechtes ausüben, bzw. ihre Organe, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haften ausschliess-
lich nach privatem Recht. 

11. Leitsatz 
Einheiten mit Aufgaben der Wirtschafts- oder der Sicherheitsaufsicht haften nur bei Verletzung 
wesentlicher Amtspflichten und wenn der Schaden nicht auf Pflichtverletzungen von Beaufsich-
tigten zurückzuführen ist. 

12. Leitsatz 
Gegenüber verselbständigten Einheiten soll der Bund nur ausnahmsweise unternehmensspezi-
fische Haftungen, Garantien, Bürgschaften und Eventualverpflichtungen eingehen. In diesen 
Fällen soll er enge risikopolitische Vorgaben machen und Haftungsrisiken systematisch erfas-
sen, bewerten und ausweisen. 

13. Leitsatz 
Verselbständigte Einheiten erhalten nur in Ausnahmefällen und aufgrund einer gesetzlichen 
Delegationsnorm die Befugnis zum Erlass generell-abstrakter Normen mit Aussenwirkung. 
Diese Rechtsetzungskompetenz ist beschränkt auf den Erlass von Bestimmungen fachtechni-
schen Inhalts von untergeordneter Bedeutung. 

14. Leitsatz 
Anstalten gehen nur ausnahmsweise, in Abstimmung mit ihrer Zweckbestimmung und mit den 
mittelfristigen strategischen Zielen des Bundesrates, Kooperationen und Beteiligungen ein. 
Verselbständigte Einheiten in der Rechtsform einer privaten Aktiengesellschaft können Koope-
rationen und Beteiligungen nach Aktienrecht und damit im Rahmen ihrer Zweckumschreibung 
eingehen. Beteiligungen müssen langfristig zur Sicherung oder Steigerung des Unternehmens-
wertes beitragen und führungsmässig gut betreut werden können. Dem Risikoaspekt ist genü-
gend Rechnung zu tragen. 
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15. Leitsatz 
Anstalten dürfen bei entsprechender gesetzlicher Grundlage kommerzielle Nebenleistungen 
erbringen, soweit diese in engem Bezug zur Hauptaufgabe stehen, deren Erfüllung nicht beein-
trächtigen, nicht wettbewerbsverzerrend wirken und insgesamt mindestens die Kosten decken. 

16. Leitsatz 
Der Bund steuert die verselbständigten Einheiten als Gewährleister der Aufgabenerfüllung und 
als Eigner auf strategischer Ebene mit übergeordneten und mittelfristigen Zielvorgaben. Mit 
dem inhaltlich in den Grundzügen standardisierten Instrument der strategischen Ziele nimmt er 
aus einer Gesamtsicht Einfluss auf ihre Entwicklung als Organisation bzw. Unternehmen  
(«unternehmensbezogene Vorgaben») und auf ihre Aufgaben («aufgabenseitige Vorgaben»). 
Insbesondere die Intensität der aufgabenseitigen Steuerung ist abhängig davon, ob die Erfül-
lung der übertragenen Aufgabe: 

– nur in den Grundzügen durch die Gesetzgebung und kaum durch den Markt bestimmt wird; 
– in erheblichem Umfang mit allgemeinen Steuermitteln finanziert wird; 
– mit bedeutenden Risiken für den Bund verbunden sein kann. 

Die Zielerreichung wird nach den Kriterien und der Periodizität gemessen, die im Rahmen der 
strategischen Ziele festgelegt worden sind. 

17. Leitsatz 
Die Verabschiedung der strategischen Ziele liegt grundsätzlich in der Zuständigkeit des Bun-
desrates. Einzig bei Einheiten, die schwergewichtig Aufgaben der Wirtschafts- und der Sicher-
heitsaufsicht wahrnehmen, werden die strategischen Ziele – unter Vorbehalt der Genehmigung 
durch den Bundesrat – vom Verwaltungs- oder Institutsrat erlassen. Wo verselbständigte Ein-
heiten in namhaftem Umfang von der finanziellen Unterstützung des Bundes abhängig sind, 
kann das Parlament in den entsprechenden Finanzierungsbeschlüssen die Verwendung dieser 
Mittel regeln. Dies ist vom Bundesrat beim Erlass der strategischen Ziele zu berücksichtigen. 
Der Bundesrat überprüft im Rahmen der Erarbeitung der strategischen Ziele regelmässig die 
Übereinstimmung mit den aktuellen Grundsätzen der Corporate Governance, die Eignerstrate-
gie sowie das öffentliche Interesse an der Aufgabenerfüllung durch die verselbstständigte 
Einheit. 

18. Leitsatz 
Bei Anstalten werden dem Bundesrat zur Wahrnehmung seiner Kontrollfunktion nach Ablauf 
des Geschäftsjahres die folgenden Unterlagen unterbreitet: 

– die (Zwischen-)Berichterstattung des Verwaltungs- oder Institutsrats über die Erreichung 
der strategischen Ziele; 

– der Geschäftsbericht des Verwaltungs- oder Institutsrats; 
– der Prüfbericht der externen Revisionsstelle (sofern nicht bereits Teil des Geschäftsbe-

richts); 
– der Bericht der Eidgenössischen Finanzkontrolle über eine allenfalls durchgeführte  

finanzaufsichtsspezifische Prüfung der Anstalt. 
Der Bundesrat kann vorsehen, dass diese Kontrollfunktion ganz oder teilweise durch die  
zuständigen Departemente wahrgenommen wird.  

19. Leitsatz 
Bei Anstalten bestimmt sich der Mindestinhalt des Geschäftsberichts in Anlehnung an das 
Aktienrecht. 

20. Leitsatz 
Bei Anstalten ist der Geschäftsbericht vor seiner Publikation dem Bundesrat (bzw. den zustän-
digen Departementen) zur Genehmigung zu unterbreiten. 
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21. Leitsatz 
Bei Anstalten befindet der Bundesrat (bzw. die zuständigen Departement) jährlich über die 
Entlastung des Verwaltungs- oder Institutsrats. 

22. Leitsatz 
Bei Anstalten bestimmt sich die Berichterstattung der externen Revisionsstelle in Anlehnung an 
das Aktienrecht. 

22a. Leitsatz 
Bei privatrechtlichen Aktiengesellschaften nutzt das Controlling des Bundesrates die obligatio-
nenrechtlichen Steuerungsmittel des Bundes als Aktionär. Bei spezialgesetzlichen Aktiengesell-
schaften und öffentlich-rechtlichen Anstalten sieht der Organisationserlass eine Rechtsgrundla-
ge für das Controlling zu den strategischen Zielen des Bundesrates vor. 
Dieses Controlling des Bundesrates untersteht der Oberaufsicht die Bundesversammlung. 

22b. Leitsatz 
Der Bundesrat kann bei Fehlentwicklungen folgende Massnahmen treffen: 

– Ergänzung oder Änderung der Zielvorgaben; 
– Verweigerung der Genehmigung des Geschäftsberichts; 
– Verweigerung der Entlastung; 
– Abberufungen oder Ersatz von Personen; 
– Verantwortlichkeitsansprüche; 
– Anträge zu Massnahmen der Gesetzgebung. 

23. Leitsatz 
Die verselbständigten Einheiten führen eine eigene Rechnung. 

24. Leitsatz 
Die Kapitalausstattung verselbständigter Einheiten erfolgt unter Berücksichtigung der Bundes-
garantien (z.B. Liquiditätsgarantie) und richtet sich nach dem tatsächlichen Bedarf (u.a. Haf-
tungssubstrat) und der Branchenüblichkeit. Die Kapitalausstattung ist unverzinslich. 

25. Leitsatz 
Für verselbständigte Einheiten, die rechnungsmässig mit der Staatsrechnung des Bundes 
zusammengeführt werden (Vollkonsolidierung), erlässt der Bundesrat Vorschriften zur Rech-
nungslegung. 

26. Leitsatz 
Die Finanzierung von Anstalten über Preise, Gebühren und Abgeltungen wird im Organisati-
onserlass aufgabenspezifisch festgelegt. Bei Anstalten, die Dienstleistungen mit Monopolcha-
rakter erbringen, erlässt der Verwaltungs- bzw. lnstitutsrat die Gebührenverordnung unter 
Vorbehalt der Genehmigung durch den Bundesrat. Bei Anstalten mit Aufgaben der Wirtschafts- 
und Sicherheitsaufsicht erlässt der Bundesrat die Verordnungsbestimmungen zu den Gebühren 
und allfälligen Aufsichtsabgaben. 

27. Leitsatz 
Bei Anstalten entscheidet der Bundesrat jährlich im Rahmen der Rechnungsgenehmigung über 
die Verwendung eines allfälligen Gewinns. 
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28. Leitsatz 
Die Steuerpflicht der Anstalten richtet sich nach der Tätigkeit und nicht nach der Organisations-
form. Bei einer teilweisen Steuerpflicht sind sie zur Führung einer Spartenrechnung zu verpflich-
ten. 

29. Leitsatz 
Verselbständigte Einheiten, die Aufgaben der Wirtschafts- und Sicherheitsaufsicht wahrnehmen 
oder Dienstleistungen mit Monopolcharakter erbringen, haben ein öffentlich-rechtliches Perso-
nalstatut im Rahmen des BPG. 
Verselbständigte Einheiten, die überwiegend Dienstleistungen am Markt erbringen, haben ein 
privatrechtliches Personalstatut.  
Die Art des Personalstatuts ist im Organisationserlass festzulegen. 

30. Leitsatz 
Bei öffentlich-rechtlichem Personalstatut im Rahmen des BPG: Die Ausführungsbestimmungen 
umfassen mindestens Grundsätze und Eckwerte betreffend: 

– Entlöhnung; 
– Nebenleistungen. 

Sie sind vom Bundesrat zu genehmigen. 

31. Leitsatz 
Bei privatrechtlichem Personalstatut: Die Anwendung der Kaderlohngesetzgebung auf den 
Verwaltungs- oder Institutsrat, die Direktion und gewisse Kategorien von Mitarbeitenden ist im 
Organisationserlass zu regeln.  

32. Leitsatz 
Der Bund macht den verselbständigten Einheiten im Rahmen der strategischen Ziele personal-
politische Vorgaben.  

33. Leitsatz 
Arbeitsrechtliche Mindeststandards und eine Verhandlungspflicht zum Abschluss eines GAV 
sind im Rahmen der Marktregulierung zu verankern. 

34. Leitsatz 
Für verselbständigte Einheiten, die Aufgaben der Wirtschafts- und Sicherheitsaufsicht erfüllen 
oder Dienstleistungen mit Monopolcharakter erbringen, ist ein öffentlich-rechtliches Pensions-
kassenstatut mit Anschluss an die PUBLICA vorzusehen. 
Für verselbständigte Einheiten, die Dienstleistungen am Markt erbringen, ist ein privatrechtli-
ches Pensionskassenstatut vorzusehen.  
Die Art des Pensionskassenstatuts ist im Organisationserlass festzulegen. 

35. Leitsatz 
Bei der Schaffung neuer Einheiten sowie beim Austritt aus der PUBLICA von verselbständigten 
Einheiten mit Dienstleistungen am Markt muss der Arbeitgeber seine Rentenbeziehenden in 
das neue Vorsorgewerk mitnehmen oder für sie zumindest die finanzielle Verantwortung wei-
terhin tragen. 
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36. Leitsatz 
Der Bundesrat genehmigt die Anschlussverträge an PUBLICA von verselbständigten Einheiten, 
die Dienstleistungen mit Monopolcharakter erbringen oder Aufgaben der Wirtschafts- und der 
Sicherheitsaufsicht erfüllen. 
Die Anschlussverträge sollen nur insoweit von denjenigen für das Personal der Bundesverwal-
tung abweichen, als dies aufgrund der Aufgaben oder der Personalstruktur des betreffenden 
Arbeitgebers erforderlich ist. 

37. Leitsatz 
Der Bund macht den verselbständigten Einheiten mit Dienstleistungen am Markt im Rahmen 
der strategischen Ziele vorsorgepolitische Vorgaben. 
 

* * * 
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